
Hundessozialgeri cht

Az.: 3 RK50/7_2____—.... —v——..-—-w - ___f-

V81kündet am
15. Novn'1973

I m_ N a m e n d e s V 0 l k_e s

Zwischenurteil°

in dem Rechtsstreit

lKlägerin und Revisibnsbeklagte„

—Prozeßbevollmächtigtez

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

—Prozeßbevollmächtigter:

Der 3° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die‘

mündliche Verhandlung vom 15° November 1973 hin

durch den Vorsitzenden Richter Dr° L a n g k e i t,

die Richter Dr. S c h m i t t und
„

Dr° H e i n z e und die ehrenamtlichten Richter

Dr° P r i t z e m e y e r und H e n n i n g e
ri.

für Recht erkannt:

Der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtc—

barkeit ist gegeben°
\ ‚
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Die Klägerin wendet sich gegen die ihrer Ansicht nach

unzulässige Werbung der Beklagten,

Im Juli 1970 hat die Klägerin das Sozialgericht (SG)

Speyer mit der Klage angerufen und behauptet, die Be—

klagte habe unzulässige Werbung betrieben° Ein Ange—

stellter der Beklagten_habe bei einer Frau D° vorge—
sprechen und dieser wahrheitswidrig erklärt, ihre

Tochter rsula müsse als kaufmännischer Lehrling

Mitglied der Beklagten werden° Diese Art der Werbung

sei unzulässig; zudem verletze die Beklagte sie damit

in ihren Rechten, denn ohne deren rechtswidrige Beein—.

flussung würde Ursula D° kraft Gesetzes ihr Mitglied,

Die klügerin hat beantragt, die Beklagte zu verur—
teilen, Werbemaßnahmen zu unterlassen, die gegen den

Erlaß des Reichsarbeitsminicters (RAM) vom 139 Mai 1941

verstoßen°

Das SG hat nach Zeugenvernehmungen die Beklagte verur—

teilt, unzulässige Werbemaßnahmen zu unterlassen; ins—

besondere dürfe sie bei der Werbung von Mitgliedern

nicht erklären, daß diese Mitglieder einer Ersatzkasse

werden müßten (Urteil vom 11„ Dezember 1970)° Zur Be—

gründung führt das SG aus, es sei falsch und unzuläs—

sig, wenn die Beklagte eine Versicherte dadurch zur

Kassenmitgliedschaft bewege, daß si ihr einrede, sie

müsse Mitglied dieser Kasse werden° Die Beklagte vet—

steße damit gegen den Erlaß des RAM vom 130 Mai 1941„

Die Beklagte sei verpflichtet, derartige Täuschungen

bei der Mitgliederwerbung zu unterlassen und müsse im

Wiederholungsfall mit der Auferlegung einer Zwangs—
strafe rechnen°
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Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt°

Sie hat ausgeführt, daß die im Urteilstenor'festgele9te

Verpflichtung, unzulässige Werbemaßnahmen_zu unterlassen,

ihrem Inhalt nach unbestimmt und daher nieht ausführbar
sei„ Im übrigen lasse—die Entscheidung jegliche '

substantiierte Begründung vermissen° Das Landessozial—_

‘gericht (LSG) Rheinland—Pfalz hat das angefochtene

Urteil aufgehoben und den Rechtsstreit auf einen Hilfs—
antrag der Klägerin hin an das Landgericht in Zweibrücken

verwiesen (Urteil vom
23° März 1972); Die Mitglieder—

werbung der Ersatzkassen spiele sich außerhalb des durch_

Beitritt begründeten öffentlich—rechtlichen Versicherungs—

verhältnisse5 ab, da sie in den Zeitraum vor dessen Beginn

falle; Die WerbUng hätte sich nach den allgemein für den

wettbewerb geltenden Grundsätzen
zu richten° Deren Ver; '

letzung soi'nach % 823 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesétzbuches

(BGB) zu bewerten und für derartige Streitigkeiten stehe

der Rechtsweg an die ordentlichen Gerichte offene. "

Gegen dieses Urteil richtet sich die nicht zugelassene

Revision der Beklagten° Sie hält 5 51 Abs° 1 des Sozial—
gerichtsgesét2es (SSG) für verletzt° Für den anhängigen
Streitfall sei der Rechtsweg zur Sozialgerichtsbarkeit

gegeben° Die Brsatzkasse-érhalte ihre Mitglieder nicht

kraft gesetzlicher Zuweisung, sondern sei auf Werbung-

angewiesen, um ihren gesetzlichen Auftrag erfüllen zu
können° Im übrigen setze % 516 Abs" 2 der Reichsver—>

sicherungsordnung (RVG) voraus,_daß‘ßrsatzkassen Werbung

durchführten°

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz
vom

23° März 1972 aufzuheben und den Rechtsstreit

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an die

Berufungsinstanz.zurückzuverweisena‘
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Lie Klägerin beantragt,

die Revision als uns lässig zu verworfen°

Sie teilt die Auf f ssung des LSG über die Unzulässig—

keit des Rechtswegs zu den Sozialgerichteno Für

diese Frage komme es nur auf die Natur des Rechts—

vethltnisses an, aus dem der tMlage nspruch abge—

leitet werde° Der Ans pruch auf Unterlassung unzu—

lässiger Werbung gehöre dem zivilen Recht an„

II

Für den Rechtsstreit der Beteiligten ist der Rechts»

eg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ge—

Da das LSG die Revision nicht zugelassen hat, hängt

h igkei t des Rechts mittels davon ab‚ ob

das Verfahren des LSG an einem mit der Revision ge—

rügten wesentlichen Mangel leidet (@ 162 Abs° l
_—SGG)O Unter Mängeln i„s„ dieser Vorschrift—

7
£,

- "3 :; \)

sind Verstöße gegen die das Verfahren regelnden Be—

")ti mnungen zu verstehen; dazu gehören auch die Vor—

e L'
)

I)
"

r:1ten über die Zulässigkeit des Rechtswegs

vgl BSG 15,169, 172 mit weiteren Hinw isen)° Ein/\

Heuer Mangel liegt hier vor, denn das LSG hat zu

rec ht den Rechts\;eg zu den Geri ch en der 502 ial—

geri;ichtsb erkeit verneint° Über diesen Teil des

Streitgegenstandes konnte der Senat vorab durch

Zwischenurteil entscheiden (% 202 SGG icvomo 55 275

Abs„ 1, 274 Abs„ 2 Nr„ 2 der Zivilprozeßordnung

—ZPO—; vglo BSG 10, 233)"

Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit entscheiden
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über öffentliCh—rechtliche Streitigkeiten in Angelegen—

heiten der Sozialversicherung, der Arbeitslosenversicherung

und der übrigen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit-

sowie der Kriegsopferversorgung (% 51 Abs; 1 SGG)° Die

öffentlich—rechtliche Natur einer Streitigkeit ist-danachg

zu beurteilen, ob des Rechtsverhältnis, aus dem der Klage—

anspruch hergeleitet wird, seinem Wesen nach dem öffent—

lichen oder dem zivilen Recht angehört,.Eine„öffentlich-

rechtliche Streitigkeit liegt in der Regel dann vor, wenn

die Streitigkcit
aus Rechtsbeziehungen erwachsen ist, die

öffentliche AUfgaben regeln (vgl° BSG 32, 145, 146)‚ Hier
‘ kommen öffentlich—rechtliche Aufgaben auf dem Gebiet der '

Sozialversicherung in Betracht° Ob zwischen den Beteiligten

‘ solche Aufgaben im Streit stehen, läßt sich_vor allem aus

den züischen ihnen bestehenden besonderen Rechtsbeéiehungen

ableiten (vgl° BSG 35, 12l,_122)‚ die ihre gegenseitigenj

Interessen, Verbindungen und Obliegenheiten abgrenzen und.

'dadurch dem gesamten Verhältnis der Beteiligten zueinanderv

ihr Gepräge geben (V91o BGHZ 29, 187, 192)„ '

"Im vorliegenden Fall streiten zwei Träger der gesetzlichen

'Krankenversichcrung darüber, ob die eine Kasse bei der

_
Gewinnung von Mitgliedern die Grenzen zulässiger Werbung,
überschritten hat. Ihre besonderen Beziehungeh zueinander;.

ergeben sich daraus, daß beide Kassen Träger der geset2—

lichen Krankenversichérung sind und daß beide den

strukturellen Normen der gegliederten sozialen Kranken—

versicherung unterliegen (vgl° BSG 35,A121‚ 122)° Den

Trägern der sozialen KrankenVérsicherung ist vom Gesetz— 7

geber die Aufgabe zugewiesen, auf dem Gebiet der ge5und#

heitlichen Daseinsvorsorge für die Allgemeinheit — mehr

als 86 v,H„ der Bevölkerung der Bundesrepublik werden

durch die gesetzliche Krankenversicherung versorgt (vglo

Sozialenquete 5° 196) — tätig zu werden° Sie verwirklichen ‘b'

damit auf diesem Gebiet den Verfassungsauftrag der
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Sozialstaatlichkeit° Die Organisation dieser Ver—

sicherung hat der Gesetzgeber als gegliederte

Krankenversicherung ausgestaltet und den einzel—

nen institutionellen Trägern zum Zweck der Durch—

führung ihrer — öffentlichen — Aufgaben die Rechts;

form von Körperschaften des öffentlichen Rechts

verliehen° Dabei ist das Strukturprinzip so ausge—

staltet, daß sich die Tätigkeitsbereiche verschiede—

ner Trägerkörperschaften in einem eng begrenzten,

im Gesetz genau festgelegten Umfang überschneiden°

Insoweit eine solche Überschneidung stattfindet‚

stehen die jeweiligen Träger in einem Konkurrenz—

verhältnis, woraus sich derNatur der Sache nach

auch ein gewisser Wettbewerb ergibt° Alle diese

Konkurrenzen erwachsen aber ausschließlich aus der

Durchführung der der Krankenversicherung obliegen—

den Daseihsvorsorge, und dieser Aufgaben und Tätig—

keitsbereich gehört seinem vollen Umfang nach dem

öffentlichen Recht an° Wenn die Krankenkassen bei

der Durchführung dieser Aufgaben zueinander nicht

im Verhältnis der Über— und Unterordnung stehen,

sondern als gleichgeordnete Konkurrenten auftreten,

so folgt das aus der Stuktur der gegliederten

Krankenversicherung, führt aber keineswegs dazu,

ihren Wettbewerb der Privatrechtsordnung zuzuweisen

(vgl° über die Rechtsnatur der ebenfalls aus den

Konkurrenzverhältnissen entspringenden Streitig—

keiten über die Aufgabenabgrenzung der Versicherungs—

träger BSG 32, 177; 33, 21; 33, 69; 34, 203)°

Die Teilhabe des einzelnen Versicherten an der

sozialen Krankenversicherung äußert sich in einem

Mitgliedschaftsverhältnis bei einem Träger der ge—
setzlichen Krankenversicherung° Den Erwerb der Mit—

gliedschaft bei einer Krankenkasse regeln öffentlich—
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rechtliche Noreen(Vg1; @@165 ff, 306 ff‚'504 ff, 517 ff
RVG)° Die klagende AOK erhält ihre Mitglieder kraft Ge—
setzes zugewiesen (% 306 i‚v„m„ % 234 RVG)° Die Mitglied—
sChaft bei der beklagten Ersatzkasse hingegen kann mit

Ausnahme der hier nicht interessierenden Krankenver—
sicherung der Rentner nur

dureh freiwillige Beitritts-.’

.
erklärüng im Rahmen der Szitzungsbestimmungen(_vgl° % 4

Abs. 1 der 12‚ Verordnung Zum Aufbau der Sozialver—
_

sicherung vom 244 Dezember 1935 —
RGBl I 1537) erworben

fwerden. Daraus folgt, daß die Brsatzka$se zur Aufrecht_

'erhaltung ihres Mitgliederbestandes auf die Werbung neuer.

.
Mitglieder angewiesen ist (vgl„ AN 1935 s‚\1v 7; Peters,

l”'HandbUCh der Krankenversicherung, 17„ Aufl„ 1973, % 516;

iAnm„5)„ Die Beklagte betreibt demzufolge ihre Werbung,

um die ihr obliegendé öffentliche Aufgabe des sozialen
5*Krankenschutzes der Bevölkerung durChführen zu können,

"und die.Beklagté fühlt sich dureh die “unzulässige"
'‚WQrbüng‘bei der Durchführung eben der gleichen, auch ihr

—obliegenden Aufgabe gestörto‚Damit ergibt sich, daß die

im Hinblick auf den Streitstoff zwischen den Beteiligten
bestehenden besonderen'ßeziehungén ihr Gepräge durch die

öffentlich—rechtliche Gestaltung der Aufgaben der Kassen
'erhaltena ' '

Auch der Gesetdeber hat die Mitgliederwerbüng der Ersatz—

}xkassen als ein dem öffentlichen Recht zugeordnetes Sach—

gebiet angesehen° Bereits bei der Änderung der Rechts—
stellung der Ersatzkassén durch das Aufbaugesetä vom

5° Juli_1934 (RGBI I 577} wurde erkennbar, daß die Frage

der Mitgliederwerbung einer Regelung bedurfte, und es

wurde den Aufsichtsbehörden anheimgegeben, bei Verstößen
notwendige Folgerungen Zu ziehen (vgl° Erlaß des RAM vom

15° Dezember 1934 in AN 1935 So IV 7)° Die 12‚ Verordnung

zum-Aufbau der SozialversicherUng-bestimmte dann in Art° 6

5 30, daß 5 516 RVG die Fassung bekam, die im wesentlichenr'
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bis jetzt unverändert erhalten geblieben ist° Nach

Abs° 2 dieser Vorschrift wird die Zulassung einer

Ersatzkas se widerrufen, wenn sie gegen die vom RAM

erlassenen Richtlinien über die Werbung von I4it—

gliedern verstößt° Damit ist die
Mitgliederwerbung

als Betätigungs feld der Ersatzkassen anerkannt,

und zugleich ist für den Fall der Verletzung eine

Sanl:tion öffentlich rechtlicher Art bestimmt°

Der vom Gesetz gezogene
Rahmen_bedurfte

nur noch

der Ausf üllung, die durch die Richtlinien des RAM

vom 10„ April 1937 (AM 1937 80 IV 158) auch er—
folgte° Sie stellen darauf ab daß die Ersatz assen

als Tr äger der gegli ederten gesetzlichen Kranken—

vers'chcrung durch Art° l Nr° l der 150 Verordnung

zum Aufbau der Sozialvers 1icherung vom 1" April 1937

(RGBl I 439) von diesem Zeitpunkt an Körperschaften

des öffentlichen Rechts sind (Richtlinien Abschn„ I

Nro l aaO) und bestimmen daraus nach Art einer

Ceneralkl.usel für die Werbung: ”Diese Werbung muß

in Formen geschehen, die mit der Eigenschaft der

satzka so als Körperschaft des öffent ichen Rechts

und als Träger der sozialen Krankenversicherung

vereinbar sind" (Richtlinien Abschn„ I Nr° 2 Satz 2)°

Diese Anweisung ist durch die Ermächtigung in 5 516
3Abs„ 2 RVO i„V„m° Art° 3 Abs° 3 der 15° Verordnung

zum Aufbau der Sozialversicherung gedeckt (siehe

Abschn° I Nr° 2 der Richtlinien) und ordnungsgemäß

veröffentlicht werden; sie muß als rechtsgültig

"ustande gekommen angesehen werden (vgl° Peters aaO7

@ 516, Anm° 7)° .

Daß das besondere Verhältnis von Rechten und Pflichten

der Trager der gesetzlichen Krankenvers icherung für

die Gestaltung ihrer Werbemaßnahmen auch nach heutiger

tO
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'Rechtsüberzeugung vorrangig berücksichtigt werden

muß, wird dadurch belegt, daß die Generalklausel

ihrem wesentlichen Inhalt nach auch in 5 254 Abs° 4
-des Entwurfs eines Gesetzes zur

Neuregelung des "

Rechts der sozialen Krankenversichérung (Deutscher

Bundestag, 4° Wahlperiode, Bundestagsdrucks°

_
Nr. IV/816) übernommenwerden iSt° Sie macht deut—
lich, daß die Mitgliederwerbung_der Ersatzkasse ein_l

öffentlich—rechtliches Mittel des Verwaltungs-'

_
handelns i3t, bestimmt ihren zulässigen Umfang und

hebt sie damit ab vom privatgeschäftliChén Wett—

bewerb, der regelmäßig der Gewinnerzielung dient°

Auf die später ergangenen Richtlinien vom

13. Mai 1941 (AN II 198) und vom 14° Juni 1941
Vg(AN II 250) braucht in dieSem Zusammenhang nicht

näher eingegangen Zu werden, da sie offensichtén‚

lich auf eine rein kriegsbedingte Situation abge+

“stellt Waren Und infolgedessen gegenstand$los
gee

werden Sind„

Zusammenfassend ist somit fest2ustellen, daß die
_Ersatzkassen als Träger der gegliederten gesetz—'

lichen Krankenversicherung der Gemeinsamkeit der

sich hieraus ergebenden Aufgabenstellung auch bei

ihrer-- erlaubten — Mitgliederwerbung Rechnung zu

tragen haben und sich aus dieser besonderen, dem
Zöffentlichen Recht angehörenden Rechtsbeziehung,'

wie in den genannten_Richtiinien von 1937 Zum
Ausdruck gebracht

— und nicht nach den Grund—
sätzen über den privat-rechtlichen‚Wettbewerb

—,
ldie

von der ErsatzkasSe im einzelnen zu uahrenden

Pflichten be'stimmen° Demzufolge ist für Streitig—*

_10..
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keiten, die aus diesen besonderen Beziehungen
_

der Beteiligten zueinander entstehen, der Rechts—

weg Zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

gegeben°
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